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BK 3g-17/001  

B e s c h l u s s 

In dem  Verwaltungsverfahren  

wegen der Anordnung der Leistungsbereitstellung  und  von Entgelten gemäß § 25 TKG für I ntra­
Building-Abschnitte, Zentrale  Zeichengabekanäle und Kollokationleistungen  zwischen  

der Vodafone GmbH, Ferdinand-Braun-Platz 1, 40549 Düsseldorf,   
vertreten durch  die Geschäftsführung,  

Antragstellerin,  

und 

der  Telekom Deutschland GmbH, Landgrabenweg 151, 53227 Bonn,   
vertreten durch  die Geschäftsführung, 

Antragsgegnerin,  

Beigeladene:  

1.	  VATM Verband  der Anbieter von Telekommunikations- und M ehrwertdiensten e.  V.,  
Frankenwerft 35, 50667  Köln, vertreten durch den Vorstand,  

2.	  Telefónica Germany  GmbH & Co.  OHG,  Georg-Brauchle-Ring 23-25, 80992  München,  
vertreten  durch  die  Telefónica Germany Management GmbH  und  die  Telefónica Deutsch­
land Holding  AG,  diese v ertreten durch die Ge schäftsführung bzw.  den Vorstand, 

3.	  NetCologne GmbH, Am Coloneum  9,  50829  Köln, 
vertreten durch  die Geschäftsführung, 

4.	  1&1 Versatel GmbH, Niederkasseler Lohweg  181-183,  40547 Düsseldorf,  
vertreten durch  die Geschäftsführung, 

Verfahrensbevollmächtigte: 

der Antragsgegnerin: 	 Deutsche Telekom AG 
Friedrich-Ebert-Allee 140 
53113 Bonn   
vertreten durch den Vorstand  
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  diese vertreten durch:  

Rechtsanwälte Dolde Mayen &  Partner  
Mildred-Scheel-Straße 1 
53175 Bonn  

hat  die Beschlusskammer 3 der  Bundesnetzagentur f ür Elektrizität, Gas, Telekommunikation,  
Post und  Eisenbahnen, Tulpenfeld 4 , 53113 Bonn, 

durch  
den Vorsitzenden Ernst  Ferdinand Wilmsmann, 
den Beisitzer Dr. Ulrich Geers  und  
den Beisitzer Matthias  Wieners 

auf die mündliche Verhandlung vom  02.03.2017 b eschlossen:  

1.  Im Zusammenschaltungsverhältnis zwischen der Antragstellerin und der  Antragsgegnerin  
wird die  Geltung der in  Anlage ASt1 des Anordnungsantrages beigefügten  Ergänzungs­
vereinbarung zur  Zusammenschaltungsvereinbarung  mit Rückwirkung  ab  dem  
16.11.2006 mit  folgenden  Änderungen angeordnet:  

1.1  In § 1 wird d ie Überschrift  durch  en ersetzt.  

1.2  In § 1  Nr. 2  Satz  r-
setzt.  

1.3  ä­

1.4  Bestel­
lung/Bereitstellung- 

1.5  § 1 Nr. 4 wird  wie folgt gefasst: 

-Building-Abschnitt und ZZK von  Vodafone  gelten die vereinbarten  
technischen Regelungen  des  Intra-Building-Abschnittes und ZZK  des ICAs  

-

1.6  Als neuer § 2  wird  eingefügt: 

-Building-Abschnitte und  ZZK von 
Vodafone  

-
genannten Zusammenschaltungsvereinbarung bei der Telekom  bestellt, stellt  Vo­
dafone zum Zeitpunkt der  Bereitstellung des ICAs ebenfalls einen Intra-Building-
Abschnitt und einen ZZK  bereit und  überlässt sie  der  Telekom.  Maßgebend  für  
den Bereitstellungszeitpunkt  ist  das Datum des Inbetriebsnahmeprotokolls des  

- - b­
schlusses dieser Vereinbarung bereits bereitgestellt ist, überlässt Vodafone den 
entsprechenden Intra-Building-Abschnitt  und ZZK ab dem Zeitpunkt des Inkraft­
tretens dieser  Zu 
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Die Nummerierung der nachfolgenden  Regelungen wird  entsprechend  angepasst.  

 1.7	  § 3 (§  2  a.F.)  Nr.  2  Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

-Building-
Abschnitte und de r ZZK,  frühestens  jedoch  mit dem  Inkrafttreten dieser  Zusatz­
vereinba 

1.8 	 In § 3 (§ 2 a.F.) Nr. 2 Satz 
rsetzt.  

1.9 	 In § 3 (§ 2  a.F.) Nr. 2 wird als Satz  4  ergänzt: 

-
genannten Zusammenschaltungsvereinbarung  gekündigt wird, werden die von 
der Telekom zu  zahlenden  Überlassungsentgelte für den Intra-Building-Abschnitt 

 1.10  

 1.11	  In §  3  (§  2 a.F.)  wird als  Nr. 4  eingefügt: 

Für die von Vodafone zu leistende Rückerstattung  gilt die in Anhang G Teil 2  
Nr.  21 Satz 1 der Z usammenschaltungsvereinbarung  enthaltene Verzinsungsre­
gelung entsprechend. Diese Regelung gilt erstmalig für das Erstattungsjahr 2010. 

 1.12	  § 4 (§ 3  a.F.)  wird  gestrichen. 

 1.13 	 Ziffer 2 Absatz  1 der Anlage 1 zur Ergänzungsvereinbarung wird  wie folgt gefasst: 

1.14 	 Ziffer  2 Absatz  2 Punkt  3 der  Anlage 1 zur  Ergänzungsvereinbarung wird  wie folgt 
gefasst: 

-Ver 
48V oder  60V).  Telekom g ibt  die gewünschte elektrische Anschlussleistung  an.  
Die Preise für die  Versorgung  mit elektrischer  Energie ergeben sich aus der Anla­

 1.15  Ziffer 4  Absatz 2 der  Anlage 1  zur Ergänzungsvereinbarung wird  gestrichen. 

 1.16	  In  der  Anlage 1 zur Ergänzungsvereinbarung wird als Ziffer 5 eingefügt: 

Vodafone  gewährt Telekom jederzeit Zutritt  zu  der Kollokationsfläche.  Der Zutritt 
kann durch  einen Mitarbeiter von Vodafone  ermöglicht  werden. Für die sen Fall  
benennt  Vodafone  der Telekom  eine Telefonnummer, die  durchgehend  d.h.  
über sieben Tage jeweils 24 Stunden  erreichbar ist  und  über die  der Zutritt  an­
gekündigt wird. Der Zutritt muss innerhalb  von 15  Minuten nach Ankündigung  
bzw.  zum gewünschten Termin  erfolgen. Alternativ kann  Vodafone  der T elekom  
drei  Sätze Sc hlüssel  bzw. Codekarten überlassen,  die den Zutritt  ermöglichen. 
Nach Ende der  Überlassung sind diese  zurückzugeben.  
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Die Kosten für die Gewährung des Zutritts  sind  Teil der Kosten für die Überlas­
sung bzw.  Bereitstellung. 

2.  Die Anordnung  steht  unter dem  Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, dass die  Parteien  
sich über  die  Bedingungen  der Entgelterstattung oder über Einflussmöglichkeiten der  An­
tragsgegnerin  auf den Umfang der  genutzten verfahrensgegenständlichen Leistungen  ei­
nigen. 

3.  Im Übrigen werden  die Anträge abgelehnt.  

Sachverhalt  

Die Antragstellerin betreibt bundesweit ein  digitales zellulares  Mobilfunknetz. Sie hat ihr  Netz  
unter anderem mit dem  öffentlichen Telekommunikationsnetz der  Antragsgegnerin zusammen­
geschaltet. Über diese  Zusammenschaltung  wird  Verkehr aus  dem Netz  der Antragstellerin in  
das Netz der  Antragsgegnerin  und  umgekehrt  geführt.  Rechtliche Grundlage hierfür  ist  eine  Zu­
sammenschaltungsvereinbarung  vom 26.03.2002/08.04.2002, die nachfolgend verschiedentlich 
geändert  worden ist, letztmalig durch Änderungsvereinbarung vom  10.11.2016. Die Parteien  
streiten  über die Entgeltlichkeit  der von der  Antragstellerin  bereitgestellten  Intra-Building-
Abschnitte (IBA),  Zentrale  Zeichengabekanäle (ZZK)  und Kollokationsleistungen. 

Die Zusammenschaltung erfolgt über  sog.  Interconnection An schlüsse dergestalt, dass  
die Antragsgegnerin an  Vermittlungsstellenstandorten der  Antragstellerin mittels eines von  ihr 
bereit gestellten  Übertragungswegs -Building­ s Intra-Building-Abschnitts  
und eines ZZK die technische Verbindung  zwischen ihrem eigenen Vermittlungsstellenstandort 
und einem Standort der  Antragstellerin herstellt.  Die Antragstellerin stellt ihrerseits an den Ver­
mittlungsstellen die erforderliche Schnittstelle in  Form des IBA und zum Zweck  der  Übermittlung 
von Signalisierungsinformationen  den  ZZK bereit.  Darüber  hinaus überlässt die Antragstellerin 
auf ihrer T echnikfläche  der Antragsgegnerin Raum zum Aufbau ihrer Übertragungstechnik und  
stellt ihr Strom zum Betrieb  der Technik bereit.  

Um  der Antragsgegnerin  Verbindungsleistungen  wie etwa die Terminierungsleistung Vodafone  
B.1  erbringen zu können, muss die  Antragstellerin Intra-Building-Abschnitte und Zentrale  Zei­
chengabekanäle bereitstellen.  Für  die  Bereitstellung und Überlassung  ist in der Zusammen­
schaltungsvereinbarung der  Parteien keine  Entgeltzahlung  vorgesehen. 
Die Bundesnetzagentur  hat  der  Antragstellerin erstmalig  mit Regulierungsverfügung vom  
30.08.2006 (BK4c-06-002/R) verschiedene  Verpflichtungen  im  Hinblick  auf Zusammenschaltun­
gen mit ihrem Mobilfunk-Telefonnetz  auferlegt und  die Entgelte für  die Gewährung des Zugangs  
und der Kollokation in  das Mobilfunknetz der Antragstellerin der Entgeltgenehmigungspflicht  
gemäß § 31 TKG  unterworfen. Diese Verpflichtungen und die Entgeltgenehmigungspflicht wur­
den mit Regulierungsverfügungen v om  05.12.2008 (BK3b-08/017), vom 19.07.2013  (BK3b­
12/004)  und  vom 30.08.2016 (BK3b-15/061) bestätigt.  
Die Entgelte  für die Bereitstellung  und Überlassung von IBA und ZZK und für Kollokationsleis­
tungen wurden der  Antragstellerin  erstmalig  mit Beschluss vom 16.11.2006  (BK3a/b-06-011)  
rückwirkend zum  30.08.2006 genehmigt.  Weitere Entgeltgenehmigungen wurden mit Beschlüs­
sen vom  06.06.2007  (BK3a-07-004), vom  26.11.2008 (BK3a-08-134), vom 24.02.2011 (BK3a­
10/099),  vom 19.07.2013 (BK3a-12/085), vom 24.04.2015 (BK3a-14/013) und vom 30.11.2016  
(BK3a-16/104) erteilt.  

Bei Verhandlungen zu  einer  Änderungsvereinbarung Ende 2006 begehrte die Antragstellerin  
von der Antragsgegnerin die Vereinbarung von Entgelten  für Intra-Building-Abschnitte,  ZZK und 
Kollokationsleistungen.  Eine Einigung  erzielten die Parteien d arüber  jedoch  nicht.  In der  Anlage  
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G, S. 21, Ziffer 19, der  Änderungsvereinbarung  vom 27.12.2006 zu der Zusammenschaltungs­
vereinbarung wurde hierzu  festgehalten:  

1)  
2)  Berücksichtigung  der Ko sten für den Intrabuilding-Abschnitt auf  Seiten  von Vodafone  im  

Rahmen der  Abrechnung von  ICAs sowie für  die durchzuführenden Konfigurationsmaß­
nahmen bei  der  Errichtung,  Änderung bzw.  Abschaltung von IC-Diensten.  

Beide Vertragspartner sind verpflichtet, sich  ernsthaft um  eine  Verhandlungslösung zu  bemü­
hen. Bis zur Einigung gelten, soweit diese   Zusammenschaltungsvereinbarung Regelungen 
über die vorgenannten  Verhandlungspunkte  enthält, diese Regelungen als  ver 

Da die Antragsgegnerin  in der  Folge eine Vereinbarung  bezüglich der  zu zahlenden Entgelte  
verweigerte und die Antragsgegnerin verschiedene Rechnungen der Antragstellerin mit  der Be­
gründung zurückwies,  es  fehle an einer vertraglichen Grundlage,  reichte die Antragstellerin mit 
Schreiben  vom  21.07.2009 einen Antrag auf Anordnung auf Anordnung  der genehmigten Ent­
gelte für  IBA,  ZZK und Kollokationsleistungen ein.  

Die Beschlusskammer erließ  am  23.11.2009  eine  Zugangsanordnung, mit der rückwirkend zum  
16.11.2006 eine Ergänzungsvereinbarung zur bestehenden Zusammenschaltungsvereinbarung  
angeordnet wurde (BK3b-09/047). Der Anordnung  lag die Auffassung  zu Grunde,  dass die An­
tragsgegnerin gemäß § 37 TKG zur Zahlung der  Entgelte verpflichtet  sei.  Die Anordnung  regelte  
die Erstattung  der zu zahlenden genehmigten Entgelte entsprechend  dem Nutzungsverhältnis 
der  überlassenen ICAs. Die Entgelte für  Kollokationsleistungen wurden in  diese  Erstattungsre­
ge o­
mer­ ngen und Kollokationsleistungen d er Antragstellerin  
nutze.  
Sowohl die  Antragstellerin als auch die Antragsgegnerin erhoben Klage gegen  die Zugangsan­
ordnung. Das  Verwaltungsgericht Köln  wies beide Klagen  mit Urteilen  vom 27.11.2014 ab  (1 K  
8240/09  und 1 K 8765/09). Beide Parteien legten  Nichtzulassungsbeschwerde  ein.  Das Bundes­
verwaltungsgericht  hat auf  die Beschwerde der  Antragstellerin hin d ie Revision  nicht zugelas­
sen.  Die Revision der Antragsgegnerin wurde zugelassen.  Die Antragsgegnerin leistete s eit Er­
lass der Anordnung vom  23.11.2009  unter Vorbehalt Zahlungen  auf entsprechende Rechnungen 
der  Antragstellerin;  dies  erfolgte aber nur unter  Hinweis  auf  die  sofortige  Vollziehbarkeit der  An­
ordnung vom  23.11.2009. 
Mit Urteil vom 17.08.2016  hob das Bundesverwaltungsgericht die  Ziffern 1.  und 2. der Zu­
gangsanordnung vom  23.11.2009  auf  (BVerwG,  6 C 24.15). Dabei stellte das Bundesverwal­
tungsgericht fest, dass die in § 37  Abs. 2  TKG angeordnete privatrechtsgestaltende  Wirkung 
einer  Entgeltgenehmigung lediglich die zwischen  den Z usammenschaltungspartnern ve reinbarte 
Höhe der Entgelte modifiziert.  Sie begründe aber  nicht die Entgeltlichkeit einer Leistung,  son­
dern setze eine entsprechende  Entgeltabrede oder eine  Anordnung der Bundesnetzagentur ge­
mäß § 25 TKG voraus.  

Die Antragstellerin hat  mit Schreiben vom  25.01.2017,  am 27.01.2017 vollständig mit allen Anla­
gen  bei der  Bundesnetzagentur eingegangen, die Anordnung der Geltung einer  als  Anlage  ASt 1  
beigefügten Ergänzungsvereinbarung  mit Rückwirkung ab dem  30.08.2006 beantragt, die u nter 
anderem v orsieht, dass die Antragsgegnerin  für  die  Bereitstellung  und Ü berlassung der IBA, die 
Überlassung der ZZK und  die Nutzung  von  Kollokationsflächen  sowie Infrastruktur bzw. Infra­
strukturleistungen die gegenüber der Antragstellerin genehmigten  Entgelte zu  zahlen  hat.  
Die Antragstellerin  ist  der  Ansicht,  ihr An trag sei  zulässig und begründet. Sie führt dies mit  dem 
Antrag  und mit  ergänzender Stellungnahme vom  24.02.2017 näher  aus. 
Die Zulässigkeitsvoraussetzung des § 25  Abs.  1 S.  1 TKG sei erfüllt, weil eine Zugangsvereinba­
rung  nach § 22  TKG in Bezug auf den Antragsgegenstand nicht  zustande gekommen sei. Die  
Zusammenschaltungsvereinbarung vom  08.04.2002  in der abgeänderten Fassung  sei eine  
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Zugangsvereinbarung  im Sinne von § 22  TKG. Sie sei teilweise nicht z ustande gekommen,  weil  
es keine vertraglichen Regelungen zur Entgeltzahlungspflicht  für die v  on der  Antragstellerin  be­
reit  gestellten und von der  Antragsgegnerin in Anspruch  genommenen Leistungen IBA  und  ZZK  
sowie  sonstiger Infrastrukturleistungen gebe. Eine  solche  vertragliche Regelung sei von  der  An­
tragstellerin gefordert, von der Antragsgegnerin  jedoch verweigert worden.  
Dementsprechend  sehe  die Zusammenschaltungsvereinbarung  keine Vorschriften  zu  den Ent­
gelten f ür die von der Antragstellerin bereitgestellten  IBA,  ZZK und  Kollokationsleistungen vor,  
das  Fehlen  einer  solchen  Regelung sei vielmehr  durch  die Änderungsvereinbarung vom  
22./27.12.2006  als offener Verhandlungspunkt gekennzeichnet worden. Die Bundesnetzagentur  
sei in der Anordnung vom  23.11.2009 in Bezug auf die damals beantragte Anordnung der  ge­
nehmigten Entgelte zwar davon ausgegangen, dass eine  vertragliche Einigung bereits bestehe,  
weil  das  Fehlen  einer vertraglichen Entgeltabrede m it der Vereinbarung eines  zu niedrigen  Ent­
gelts gleichzusetzen sei und dazu  führe, dass die  genehmigten Entgelte gemäß  § 37  Abs.  2  
TKG automatisch an die  Stelle der nicht bzw.  zu niedrig vereinbarten  Entgelte treten.  Diese  
Rechtsauffassung habe das Bundesverwaltungsgericht  mit Urteil vom 17.08.2016, 6  C 24.15, 
Rn. 16 ff., jedoch zurückgewiesen, so dass  die  gegenüber der  Antragstellerin genehmigten E nt­
gelte  nicht  gemäß § 37 Abs.  2  TKG Vertragsbestandteil geworden  seien.  
Auch aus einer ergänzenden Auslegung des Zusammenschaltungsvertrages ergebe sich keine  
abweichende vertragliche  Regelung. Insbesondere sei keine unentgeltliche Erbringung der Leis­
tungen vereinbart worden, denn die Antragstellerin habe ihren Willen, ein E ntgelt für ihre L eis­
tungen  zu verlangen,  durch die Kennzeichnung der  Frage als  offenen Verhandlungspunkt  in  
Anhang  G Ziffer 19 der Zusammenschaltungsvereinbarung deutlich zum  Ausdruck  gebracht. 
Auch  das Urteil des  BVerwG vom 17.08.2016,  6  C 24.15,  Rn.  31, bestätige,  dass die Zusam­
menschaltungsvereinbarung  eine  Entgeltzahlungspflicht der Antragsgegnerin für Leistungen der  
Antragstellerin  weder positiv noch  negativ regele.  
Es handele  sich bei den maßgeblichen  Leistungen der  Antragstellerin  auch  weder um  Obliegen­
heiten noch um unselbstständige, nicht einklagbare Nebenpflichten.  Ob  man diese als  einklag­
bare Mitwirkungs- oder Ne benpflichten oder als  Hauptleistungspflichten  einordnet, könne für die  
Frage  relevant sein, ob bereits ein vertraglicher  Vergütungsanspruch besteht, weil es sich  um  
eine  zwingend  zu  vergütende  Leistung handelt. Für die hier entscheidende Frage,  ob ein Entgel­
tanspruch gemäß § 25 T KG  angeordnet werden  kann, sei dies jedoch unerheblich.  
Die Antragstellerin  führt aus,  die  Verhandlungen seien gescheitert  bzw. von der Antragsgegnerin  
verweigert  worden.  Die  Antragsgegnerin habe  seit Erlass der Anordnung vom 23.11.2009  die ihr 
von der Antragstellerin in  Rechnung g estellten  Entgelte unter Vo rbehalt einer Rückforderung  
und unter  Hinweis auf  die sofortige  Vollziehbarkeit  der Anordnung vom 23.11.2009  zunächst 
bezahlt. Nach  Aufhebung  der Anordnung vom 23.11.2009  durch  das  Bundesverwaltungsgericht 
habe  die Antragsgegnerin mündlich am  06.10.2016 mitgeteilt,  dass sie Anweisung  vom Rechts­
bereich der Telekom erhalten habe, keine weiteren Zahlungen zu leisten. Es bestehe weiterhin  
keine Aussicht auf eine Verhandlungslösung. 
Die  Voraussetzungen für die Verpflichtung  zur Zugangsgewährung  im Sinne  von §  25  Abs.  1  
S.  1  TKG lägen  vor.  Die Antragstellerin  sei  seit Er lass der Regulierungsverfügung vom 
29.08.2006 (BK4c-06-002/R)  verpflichtet,  ihren Zusammenschaltungspartnern Z ugangsleistun­
gen (einschließlich IBA und  ZZK)  sowie  Kollokationsleistungen bereitzustellen. Da  die Antrags­
gegnerin  diese  Leistungen nutze, könne sie  sich der Vergütungspflicht nicht  entziehen. 
Die Leistungen  IBA und ZZK  würden von der Antragstellerin  für die Antragsgegnerin bereitge­
stellt und von  dieser  auch  tatsächlich genutzt.  Sie seien für die  Realisierung der  Zusammen­
schaltung  auch zwingend notwendig,  da die Antragsgegnerin ohne diese Leistungen  Verbindun­
gen ihrer  eigenen Endkunden in das Netz der Antragstellerin nicht  terminieren und  damit  auch  
nicht  abrechnen könnte. Auf  die  Tatsache, dass die Antragsgegnerin  diese Leistungen  nicht 

enen  
die Antragstellerin I BA und  ZZK bereitstelle, bidirektional  und  damit  tatsächlich für Verbindungs­
leistungen beider Pa rteien  genutzt würden. 
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Die Antragstellerin  führt im Hinblick auf Kollokationsleistungen aus, dass  die Antragsgegnerin 
eigene Übertragungswege in die  Räumlichkeiten der Antragstellerin  führe und dort Netzausrüs­
tungen als Abschluss ihres Netzes  installiere. Die  Antragsgegnerin  benötige dazu  in den Räum­
lichkeiten der  Antragstellerin Flächen zur Aufstellung  ihres Equipments  sowie eine Versorgung  
mit elektrischer Energie  zum Betrieb ihrer Geräte.  Sie greife auf die 48V-Stromversorgung der  
Antragstellerin  zu, und deren Klimainstallationen  sorgten für  die Abführung  der du rch den Be­
trieb  der Ge räte der Antragsgegnerin entstehenden  Abwärme. Daher  würden auch Kollokations­
leistungen von ih r bereitgestellt und von d er  Antragsgegnerin t atsächlich genutzt. Auch diese  
Leistungen seien für die  Realisierung der Zusammenschaltung notwendig.  Es  komme auch  inso­
fern  nicht  darauf an,  dass  die  Antragsgegnerin  die Leistungen nicht bestellt habe.   
Das VG Köln habe Bezug nehmend auf  die Anordnung der  Bundesnetzagentur  vom 23 .11.2009  
in dem  Urteil vom  27.11.2014, 1  K 8765/09, S. 19 f., die Bereitstellung  von Kollokationsflächen  
anerkannt und damit die  Auffassung der Beschlusskammer verworfen,  die Antragsgegnerin nut­
ze bei der  Zu -
Die Antragsgegnerin  habe zwar stets die  Inanspruchnahme von  Kollokationsleistungen  bestrit­
ten, jedoch nicht die Nutzung von Flächen, Strom und Raumlufttechnik in  den Räumen  der  An­
tragstellerin.  Gerade hierbei handele  es sich um I nfrastrukturleistungen zum  Zwecke  der Kollo­
kation,  zu deren Erbringung die  Antragstellerin nach den maßgeblichen  Regulierungsverfügun­
gen verpflichtet sei. Im  Übrigen habe  die Beschlusskammer bereits  festgestellt, dass eine Kollo­
kationsleistung  vorliege, wenn die  Flächennutzung der Erschließung  des Netzes der Antrags­
gegnerin zum Zwecke der  Terminierung  diene (Beschluss vom  20.03.2015,  BK3g-14/111,  S.  17  
f.), was in einer Konstellation  wie  der  vorliegenden der Fall sei. 
Die Antragstellerin  führt aus, der  Bundesnetzagentur  komme  im Hinblick auf die beantragte Er­
stattungsregelung ein Auswahlermessen  zu. Die Antragstellerin habe  ursprünglich  eine Erstat­
tungsregelung beantragt, die sich  auf den jeweiligen Nutzungsumfang  der bet reffenden IBA  und 
ZZK durch die An tragstellerin und Antragsgegnerin bezogen und die  für das Erstattungsvolumen  
auf das  Verhältnis  der  jeweiligen Verkehrsmengen  abgestellt habe. Dies  erachte sie nach  wie 
vor  als sachgerecht. Die  Bundesnetzagentur  habe aber in ihrem Beschluss  vom 23.11.2009 eine  
Erstattungsregelung angeordnet, nach der die  Antragsgegnerin  lediglich die Kosten  für ihre ei­
gene  Nutzung  im  Verhältnis zur Kapazität der IBA und ZZK tragen müsse,  wobei eine  Maximal­
auslastung  von  80% unterstellt  werde. Da  das Verwaltungsgericht  Köln diese Regelung m it  Ur­
teil vom  27.11.2014  (1  K 8765/09,  S. 20  f.) als  ermessensfehlerfrei bestätigt und die Bundes­
netzagentur in einem ähnlich gelagerten Fall (Beschluss vom 20.03.2015, BK3g-14/111, S. 18  
ff.)  mit  derselben  Begründung  eine identische Regelung  angeordnet  habe, sehe sich die Antrag­
stellerin veranlasst,  die von der Beschlusskammer bereits angeordnete Erstattungsregelung zu  
beantragen. 
Die Anordnung der beantragten Ergänzungsvereinbarung sei rückwirkend zum Zeitpunkt der 
erstmaligen Leistungsbereitstellung  im Sinne von  § 35  Abs.  1  S.  1  TKG anzuordnen.  Eine rück­
wirkende Anordnung  sei  zulässig, weil die Parteien  jederzeit vereinbaren  könnten, dass  für er­
brachte Leistungen r ückwirkend  ein Entgelt zu entrichten  sei.  Die Rückwirkung einer  Entgeltge­
nehmigung wie auch einer Entgeltanordnung  erstrecke sich b is zum Zeitpunkt der ersten Leis­
tungsbereitstellung.  Etwas anderes ergebe  sich  auch  nicht daraus,  dass  im vorliegenden Fall  
noch keine Entgelte vertraglich  vereinbart  worden  seien,  die nur der Höhe  nach angepasst  wer­
den müssten. Die vertragliche  Entgeltabrede w erde  vielmehr  durch die  Anordnung  gemäß §  25  
TKG selbst geschaffen. Auch das Bundesverwaltungsgericht habe  mit Urteil vom  17.08.2016  
(BVerwG  6 C 24.15,  Rn. 28)  festgestellt, dass Anordnungen nach  § 25  TKG gerade  für den Fall  
erlassen werden könnten, dass sich die Parteien nicht über eine Entgeltzahlungspflicht  einigten. 
Wenn eine Rückwirkung  ausgeschlossen wäre, würde eine Regelungslücke entstehen,  weil 
dann  die  Anwendung genehmigter Entge lte  nur mit  Wirkung für  die Zukunft  sichergestellt wer­
den könnte. 
Im Übrigen könnten auch keine Vertrauensschutzgesichtspunkte gegen  eine rückwirkende An
ordnung von Entgeltzahlungspflicht  und Entgelthöhe  angeführt werden, denn die Antragsgegne­
rin habe spätestens ab Erlass  der Regulierungsverfügung vom  29.08.2006 (BK4c-06-002/R), mit 

­
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der die  Entgeltgenehmigungspflicht  für die zu erhebenden Entgelte  festgestellt  worden sei, nicht 
mehr darauf vertrauen können, dass  sie für die Inanspruchnahme der Leistungen  der Antragstel­
lerin keine Entgelte zahlen müsse. Im Übrigen finde § 35 Abs. 5  Satz 3  TKG nach der Recht­
sprechung  des BVerwG (Beschluss vom 10.12.2014,  6 C 16.13, Rn.  78)  auch f ür  die Anordnung  
von Entgelten im Rahmen einer Zusammenschaltungsanordnung Anwendung, was logisch 
zwingend voraussetze, dass eine rückwirkende Entgeltanordnung in entsprechender A nwen­
dung  des § 35 Abs. 1 TKG zulässig sei. Schließlich habe auch die Beschlusskammer selbst mit 
Beschluss  vom  20.03.2015  (BK3g-14/111, S. 21  ff.)  zutreffend eine  rückwirkende  Anordnung  für  
zulässig gehalten.  
Eine  rückwirkende Anordnung habe auf den 30.08.2 006 als  Stichtag  zu erfolgen. Die  Pflicht zur 
Leistungserbringung  in B ezug auf IBA,  ZZK und Kollokationsleistungen  sei für  die Antragstellerin  
mit Inkrafttreten der Regulierungsverfügung  vom  29.08.2006  (BK4c-06-002/R) begründet wor­
den. Die  erste Entgeltgenehmigung  sei mit  Beschluss vom 16.11.2006 rückwirkend zum 
30.08.2006 ( BK3a/b-06-011) ergangen. Eine Nutzung der m aßgeblichen Leistungen durch die  
Antragsgegnerin  habe zu diesem Zeitpunkt  bereits bestanden.  Damit hätten  ab dem 30.08.2006  
genehmigte Entgelte  vorgelegen,  die von der  Antragsgegnerin zu entrichten seien; die Rückwir­
kung  könne  und müsse  zum Zeitpunkt der  erstmaligen  Leistungsbereitstellung im Sinne  von  
§  35 Abs. 5 S. 1  TKG erfolgen.  Würden Entgelte  rückwirkend genehmigt,  gelte auch das  Verbot,  
andere  als  die genehmigten Entgelte  zu verlangen, rückwirkend. Für  die Antragsgegnerin sei  mit  
Erlass der Regulierungsverfügung konkret erkennbar  gewesen, dass eine Entgeltgenehmigung  
in Bezug auf  die fraglichen Leistungen ergehen  werde und  die  Entgelte  dann r ückwirkend zur  
Anwendung  kommen würden. Der Zeitpunkt der erstmaligen Beantragung  einer Anordnung 
nach  § 25  TKG  sei  hingegen  insofern  unbeachtlich, weil  in  der Zeitspanne  zwischen Entgeltge­
nehmigung  und Antragstellung w iederholt Verhandlungen stattgefunden hätten, deren Scheitern  
Voraussetzung für die Zulässigkeit  eines  Antrags nach  § 25  TKG  sei und  daher habe  abgewartet  
werden müssen. 
Die Antragstellerin  gibt an, die vertragliche Pflicht der Antragsgegnerin  zur Zahlung der jeweils  
genehmigten Entgelte  sei in  der mit  dem  Antrag zu  1.  beantragten Ergän zungsvereinbarung  
vorgesehen. Mit dem  Antrag zu 2 .  werde darüber hinaus die ausdrückliche Anordnung der  bis­
her g egenüber der Antragstellerin genehmigten  Entgelte begehrt, um j egliche  Zweifel oder Aus­
legungsstreitigkeiten in  Bezug auf § 2 Ziffer 1 der Ergänzungsvereinbarung auszuräumen. 
Die  Antragstellerin beantragt,   

1. 	 Im Zusammenschaltungsverhältnis zwischen der Antragstellerin und  der  Antragsgegnerin  
wird  die G eltung  der in Anlage  Ast. 1 des Anordnungsantrages  beigefügten  Ergänzungs­
vereinbarung  in der Fassung  vom 14.11.2016 rückwirkend  ab dem 30.08.2006 angeord­
net.  

2. 	 Die mit Beschlüssen der  Bundesnetzagentur vom  16.11.2006 (BK3a/b-06-011),  
06.06.2007 (BK3a-07-004), 26.11.2008  (BK3a-08-134),  24.02.2011 (BK3a-10/099),  
19.07.2013 (BK3a-12/085), 24.04.2015 ( BK3a-14/013) und  30.11.2016 (BK3a-16/104) ge­
nehmigten Entgelte für  Intra-Building-Abschnitte, Zentrale Zeichengabekanäle und Kollo­
kationsleistungen im  Zusammenhang  mit  der  Terminierung im  Mobilfunknetz der Antrag­
stellerin werden im Verhältnis zw ischen  der Antragstellerin und der Antragsgegnerin  rück­
wirkend zum 30.08.2006 angeordnet.  

Die Antragsgegnerin beantragt,  
den Antrag  auf Zugangsanordnung  zurückzuweisen. 

Sie ist  der Ansicht,  der Antrag  sei  gemäß § 25 Abs. 2  TKG unzulässig,  weil  die Parteien die Zu­
sammenschaltung beider Netze mit der Z usammenschaltungsvereinbarung abschließend gere­
gelt hätten. Die R ealisierung der für den Zusammenschaltungserfolg  notwendigen  technischen  
Einrichtungen im Verantwortungsbereich  der Antragstellerin  sei als bloße Mitwirkungspflicht (Ob­
liegenheit) ohne Vergütungsanspruch  ausgestaltet.  Dem Hauptteil des Vertrages sei klar zu  ent­
nehmen, dass  die Überlassung vo n ICAs ausschließlich eine entgeltpflichtige Leistung  der An­
tragsgegnerin,  nicht aber der Antragstellerin sei.  Eine Realisierung von  ICAs durch die Antrag-
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stellerin finde in der  Regelung des Vertragsgegenstandes  keine Erwähnung.  Die Bereitstellung  
technischer Ein richtungen  durch  die  Antragstellerin werde in Anhang B erwähnt. Die  dort  ge­
nannten M aßnahmen zeichneten sich als nicht einklagbare, unselbstständige Nebenpflichten  
aus.  In der zivilrechtlichen Rechtsprechung sei  anerkannt, dass  hinsichtlich  der  Bereitstellung  
der  für die Zusammenschaltung erforderlichen Infrastruktur von einer unselbstständigen und  
unentgeltlichen Mitwirkungspflicht  auszugehen sei, so z.B.  BGH, Urteil v. 26.06.2014, III ZR  
299/13, Rz. 11;  die  dieser  Entscheidung zu  Grunde liegenden  vertraglichen Regelungen  würden 
 mit Ausnahme  der  zwischen der Antragstellerin und der An tragsgegnerin  im  Anhang  G verein­

barten Ziffer  19  dem  hier zu  Grunde liegenden  Interconnectionvertrag entsprechen.   

Eine ergänzende Vertragsauslegung  sei nach der  einschlägigen Rechtsprechung des BGH  
Urteil vom 26.06.2014, III ZR 299/13  ausgeschlossen,  weil der  Wille der  Parteien im  Zeitpunkt  
des Vertragsschlusses vorgesehen habe, dass allein die Antragsgegnerin für die  von ihr bereit  
gestellten Einrichtungen  Entgelte  verlangen könne,  nicht jedoch die Antragstellerin.  

Etwas anderes ergebe  sich  auch nicht aus Ziffer  19 des Anhanges G,  die  mit Vereinbarung vom 
22./27.12.2006 in die Zusammenschaltungsvereinbarung einbezogen wurde,  weil damit aus-
drücklich festgehalten worden  sei i-

es Vertrages  gerade nicht 
vorsehen, dass hier eine entgeltliche Leistung seitens der  Antragstellerin  vorliege.  Eine  Berück­
sichtigung  von Kosten  für die technischen Einrichtungen auf  Seiten der Vodafone sei zwar von  
der  Antragstellerin in den  Verhandlungen  verlangt worden,  auf eine  solche  hätten sich die  Par­
teien aber  gerade nicht geeinigt. Auch   aus der E ntscheidung des BVerwG v om  17.08.2016,  6 C  
24.15,  Rz. 31,  könne  nichts  anderes hergeleitet  werden, denn die Rechtskraft der Entscheidung  
beziehe sich nur  auf die Feststellung der Rechtswidrigkeit des aufgehobenen Verwaltungsakts 
und nicht auf Vorfragen.  

Die vertragliche Regelung der Parteien  bezüglich  einer  unentgeltlichen  Verpflichtung  sperre  eine  
Anordnung se itens der  Bundesnetzagentur  gemäß § 25 Ab s. 2  TKG.  Wolle die An tragstellerin  
sich aus der Bindung des Vertrages befreien,  müsse sie  den Vertrag ordentlich oder außeror­
dentlich kündigen. Versäume die  Antragstellerin dies, best ehe  kein Grund dafür, sich  mittels 
einer Anordnung über den Vertrag  hinweg  zu setzen.  

Hilfsweise trägt die An tragsgegnerin  vor,  der Antrag  der Antragstellerin  sei auch unbegründet. 
§ 25 TKG stelle keine Ermächtigungsgrundlage  für  eine r ückwirkende Zugangsanordnung dar.  
Eine Zusammenschaltungsanordnung sei ein ausschließlich  zukunftsgerichtetes Instrument.  
Auch aus §   35 Abs.  5 S . 1 TKG ergebe sich  nichts anderes, denn  eine En tgeltgenehmigung w ir­
ke  nach dem ausdrücklichen  Wortlaut  dieser  Bestimmung nur  dann zurück,  wenn bei deren Er­
lass schon ein vertraglich vereinbartes Entgelt vorgelegen habe. Nach §  25  Abs. 8  TKG  müsse  
eine  Anordnung entweder unverzüglich b efolgt  werden oder nach Ablauf  einer  Umsetzungsfrist. 
Daraus folge,  dass es sich bei  der  Zusammenschaltungsanordnung nur um  ein Instrument  zur  
Durchsetzung  des  Zusammenschaltungsanspruchs für die Zukunft  handele.  Es  entstehe bei  
einem solchen Verständnis auch  keine Regelungslücke,  weil die Möglichkeit der Bundesnetza­
gentur be stehe,  nach §  25  Abs. 4  TKG von Amts wegen ein Verfahren einzuleiten und so  früh­
zeitig zur  Erreichung der in  § 2 TKG genannten Z iele tätig zu werden. 

Äußerst  hilfsweise trägt die  Antragsgegnerin vor, eine Rückwirkung  könne  frühestens  ab dem  
16.11.2006 begründet werden, weil nach  der  Spruchpraxis der Bundesnetzagentur eine  Pflicht 
zur  Zahlung regelmäßig  erst  ab dem  Datum der ersten Entgeltgenehmigung anerkannt werden  
könne. 

Falls eine Anordnung  erfolgen sollte,  wären aus Sicht der  Antragsgegnerin  folgende Änderun­
gen  der Ergänzungsvereinbarung nötig: 

Innenführun 
ändern. 
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b) ä­
Bestel­

lung/Bereitstellung  der treichen, 
denn in Anhang B ist die Zuordnung von ZZK im Hinblick auf die Intra-Building-
Abschnitte von Vodafone nicht geregelt. 

c) 	 Da im Anhang A keine technischen Einzelheiten zum Intra-Building-Abschnitt der An­
tragstellerin geregelt sind, können Regelungen des Anhang A nur entsprechend gelten. 
§ 1 Punkt 4 ist daher wie folgt zu fassen: 

-Building-Abschnitt und ZZK von Vodafone gelten die vereinbarten techni­
schen Regelungen des Intra-Building­
der Telekom entsprechend 

d) Zur Konkretisierung der Bereitstellung und Überlassung der Intra-Building-Abschnitte 
und ZZK der Antragstellerin erscheint insofern auch ein neuer § 2 sinnvoll, der unter der 

-Building-Abschnitte und ZZK von 

- n­
ten Zusammenschaltungsvereinbarung bei der Telekom bestellt, stellt Vodafone zum 
Zeitpunkt der Bereitstellung des ICAs ebenfalls einen Intra-Building-Abschnitt und einen 
ZZK bereit und überlässt sie der Telekom. Maßgebend für den Bereitstellungszeitpunkt 

-	 I­
- t des Abschlusses dieser Vereinbarung bereits be­

reitgestellt ist, überlässt Vodafone den entsprechenden Intra-Building-Abschnitt und 
ZZK ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Zusatzvereinbarung. 

e) Im Rahmen des § 3neu = § 2alt Punkt 2 ist der erste Satz zu streichen, denn Entgelte 
können erstmalig zum Zeitpunkt des Inkrafttretens in Rechnung gestellt werden. Die 
erstmalige wechselseitige Nutzung kann vor Inkrafttreten der Vereinbarung liegen und 
kann daher nicht den Beginn darstellen. 

f) Der Verweis 

Nummerierung aufgrund der Ergänzung von § 2neu stattgefunden hat.
 

g) - n­
tragstellerin für den Intra-Building-Abschnitt und ZZK der Antragstellerin entfallen. Da­
her ist eine Ergänzung um folgende Regelung vorzunehmen: 

- n­
ten Zusammenschaltungsvereinbarung gekündigt wird, werden die von der Telekom zu 
zahlenden Überlassungsentgelte für den Intra-Building-Abschnitt und ZZK von Vodafo­
ne auf den entsprechenden Nutzungszeitraum reduziert. 

h) Da die Antragsgegnerin nur den Anteil der ICAs-Entgelte bezüglich der Leistung Voda­
fone-B.1 zu tragen hat, ist im Rahmen des § 2alt = § 3neu Punkt 3 der Absatz 1 Satz 1 
in folgende Regelung zu ändern: 

h-

i) Im Rahmen des § 2alt = §3neu 
tspricht. 

(Vgl. BNetzA, Änderungsbeschluss vom 05.02.2010 im Verfahren BK3b-09/047). 

Es ist zudem eine Ergänzung um folgende Regelung vorzunehmen: 

Öffentliche Fassung 
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j)  Letztendlich wird  aus § 3 ein  neuer § 4 mit dem Inhalt,  dass diese  Ergänzungsvereinba­
rung  mit Verkündung des Beschlusses in dem Verfahren BK3g­

Im Hinblick  auf die Anordnung von  Regelungen  zur  Kollokation  führt die Antragsgegnerin aus, 
eine Anordnung  sei nicht  möglich, da sie keine K ollokation in  Anspruch nehme.  Im Rahmen ei­
ner Kollokationsgewährung werde ein Raum oder eine  Fläche zur exklusiven Nutzung überlas­

-
aus der von der Antragstellerin vorgelegten Leistungsbeschreibung  ergebe sich,  dass die An­
tragstellerin der Antragsgegnerin  lediglich die Mög -

r-
zubringen. Dies sei  keine Kollokation.  

Daher  sei die dem Anordnungsantrag  beigefügte Ergänzungsvereinbarung  entsprechend z u  
ändern: 

 Um die Nutzung  von Kollokation seitens der  Antragstellerin aus der  Vereinbarung aus­
zusparen  und die Leistungen seitens der Antragstellerin  näher zu konkretisieren  scheint 
es  daher sinnvoll,  §  1 Pu nkt 1  zu ändern und wie folgt zu fassen: 

Ein  Gegenstand der  oben  genannten Zusammenschaltungsvereinbarung ist die Bereit­
- und Inter-Building-

Abschnitt) durch die Telekom.  Gegenstand dieser  Ergänzungsvereinbarung  ist die  Be­
eordneten Intra­

Building-Abschnitten un d  ZZK von Vo dafone  durch Vodafone  am Standort von Vo dafo­
ne zum  Zwecke  der  Übergaben  von Verkehr  hinsichtlich der  Leistung Vo dafone B.1. 

In diesem Zusammenhang scheint es angebracht, in  der  Überschrift des § 1 insoweit 

b)  Im  Weiteren ist § 1 Punkt 5 zu  streichen, denn die Antragsgegnerin  nutzt keine Kolloka­
tionsflächen im Rechtssinne von  Vodafone. 

c) t­
zung von Kollokationsflächen sowie Infrastruktur  bzw. Infrastrukturleistungen von Voda-

Telekom  zum Zeitpunkt des Abschlusses dieser Zusatzvereinbarung  bereits bereitge­
stellt sind,  sind von der Telekom keine Bereitstellungsentgelte für  Intra-Building­

ist zu  ergänzen. 

d)  Anlage  1  zur Ergänzungsvereinbarung  ist mangels  Inanspruchnahme  von  Kollokation  

Falls die Bundesnetzagentur der Auffassung  sein sollte, dass  Kollokationsflächen und weitere  
Infrastruktur genutzt werden, so müsse die  Anlage 1 z ur Ergänzungsvereinbarung wie  folgt ge­
ändert werden:  

a)  Punkt 2 der Anlage  1  zur Ergänzungsvereinbarung: Eine Bestellung von Kollokations­
leistungen bei der An tragstellerin  sei für die Antragsgegnerin nicht  zumutbar.  Dies sei 
zu aufwendig  für b eide Parteien,  da auch eine Koordination  schwierig  wäre  im Zusam­
menhang mit der ICAs-Bestellung durch die Antragstellerin.  

b)  Nach  Punkt  4 der Anlage 1 zur Ergänzungsvereinbarung soll  die Antragsgegnerin si­
cherstellen,  dass die  Abwärmeleistung  die bestellte und bestätigte Abwärmeleistung 
nicht überschreitet. Dies sei der Antragsgegnerin nicht möglich,  da ihr kein  Zutritt zu  
den technischen  Einrichtungen gewährt werde.  Darüber  hinaus habe die Telekom  auch  
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keinen Einfluss auf  die  Abwärmeleistung und es sei  Aufgabe  der  Antragstellerin,  die  
Abwärmeleistung zu beobachten. 

c) 	 Falls zukünftig eine  Kollokationsfläche  angeboten werde,  seien Zutrittsregelungen er­
forderlich.  Bestandteil einer angemieteten  Kollokationsfläche müsse  die Möglichkeit 
sein, Zutritt  zur gemieteten  Sache  zu erhalten. Das  Fehlen ei ner  solchen  Regelung  zei­
ge,  dass  hier k eine Kollokation vorliege, für die  ein Entgelt berechtigt sein  könnte. 

Zu den hilfsweise von  der  Antragsgegnerin  beantragten  Änderungen  führt  die Antragstellerin 
aus, die im Hinblick auf  Kollokationsleistungen bezogenen  Änderungen der Ergänzungsverein­
barung seien abzulehnen. Hinsichtlich der  Ziffer  2 der Anlage 1 zur  Ergänzungsvereinbarung  
stimme sie jedoch den Be denken der  Antragsgegnerin zu. Sie ändere  deshalb ihren An trag  wie 
folgt:  

-


-

- er  60V).  Telekom gibt die ge-

Auch hinsichtlich  der Ziffer  4 der Anlage 1 zur Ergänzungsvereinbarung greife  sie die Hinweise  
der Antragsgegnerin auf und streiche Ziffer 4  Absatz 2.  

Zu den w eiteren  von der  Antragsgegnerin vorgeschlagenen Änderungen der Ergänzungsverein­
barung  nehme die Antragstellerin, soweit  erforderlich, wie folgt  Stellung: Der  erste  Satz der §  2  
Nr. 2 der E rgänzungsvereinbarung sei nicht  wie von der  Antragsgegnerin vorgeschlagen zu  
streichen (Schreiben vom 15.02.2017, S. 15, Punkt e),  könne jedoch wie folgt gefasst werden, 
um den Bedenken Rechnung zu  tragen: 

-Building-Abschnitte und  
der ZZ K,  frühestens  jedoch mit dem I nkrafttreten dieser Zusatzvereinbarung,  werden die Ent-

In § 2  Nr. 3 der  Ergänzungsvereinbarung könne der  von der Antragsgegnerin vorgeschlagene  
sminuten generiert, die sich  aus der Bezahlung  

werden. Der bisherige Satz 2 wird  Satz 3 und die weiteren Sätze  würden  sich entsprechend ver­
schieben. 

Die von  der Antragsgegnerin vorgeschlagene Ergänzung  hinsichtlich  einer  Verzinsung  des  
Rückerstattungsbetrages  sei wie  folgt zu fassen:  

Der von Vodafone zu  zahlende  Rückerstattungsbetrag ist  für das Erstattungsjahr mit einem 
Zinssatz von  5  %  p.a.  zu  verzinsen  wenn, solange und  soweit die Telekom entsprechende 
Rückerstattungsansprüche von Vodafone in gleicher  Weise verzinst. 

Die beantragte  Ergänzungsvereinbarung sei  in § 3 keinesfalls dahingehend  zu ändern, dass  sie 
erst  mit Verkündigung  des Beschlusses im vorliegenden  Verfahren in Kraft  tritt (so Schreiben  
vom 15.02.2017, S. 1 5  am Ende). Die Anordnung  müsse wie  dargelegt r ückwirkend zum  
30.08.2006 erfolgen. 

In der am 02.  03.2017 durchgeführten öffentlichen mündlichen  Verhandlung  sind der An trag  in  
seiner ursprünglichen Form  mit den Änderungsvorschlägen aus den Stellungnahmen vom 
15.02.2017 der Antragsgegnerin  und vom 24.02.2017 der  Antragstellerin ausführlich mit den 
Parteien  erörtert worden. Wegen  der  Einzelheiten wird auf  das Protokoll der  mündlichen  Ver­
handlung Bezug genommen. 
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Die Antragstellerin führt in ihrer S tellungnahme vom 09.03.2017  aus, dass auch die  Verhandlun­
gen über  Kollokationsleistungen  gescheitert seien. Die Antragstellerin habe  der  Antragsgegnerin  
mit Schreiben vom 17.03.2008 und  09.07.2008 ein Leistungsangebot  betreffend  die Nutzung der  
IBA,  ZZK sowie von  Infrastruktur  bzw. Infrastrukturleistungen ü bersandt, dessen Gegenstand  
insbesondere auch die Anlage 1 zur  Ergänzungsvereinbarung (Stand 13.03.2008) g ewesen sei.  
Die Antragsgegnerin  habe dieses  Angebot  mit Schreiben vom 11.04.2008 und 27.08.2008 abge­
lehnt. Die Verweigerung der Antragsgegnerin bestehe  auch weiterhin fort, so  dass die Verhand­
lungen auch in  Bezug auf Kollokationsleistungen gescheitert seien. 

Die der Antragsgegnerin zugewiesenen Stellflächen würden ausschließlich durch  
Racks/Gestelle der Antragsgegnerin  also  exklusiv   genutzt.  Zum Teil habe  die Antragsgegne­
rin ihre  Stellflächen  in einem nur ihr zugewiesenen Raum, zum Teil  könnten  neben ihr auch an­
dere Carrier  den  Raum  nutzen; jedenfalls aber  sei  die Stellfläche ausschließlich der An trags­
gegnerin zugeteilt. 
Der  Zutritt zu  den  der Antragsgegnerin überlassenen  Stellflächen werde  in der  Regel nach den 
folgenden Bestimmungen praktiziert:  

-
Stellflächen in  den Räumlichkeiten der  Antragstellerin. Dies umfasst  den  Zutritt im Rahmen 
nicht planbarer Arbeiten wie z.B. zur Entstörung  sowie für  planbare Tätigkeiten. 

- Bei  erforderlichem  Zutritt  im Zusammenhang  mit der  Entstörung  erfolgt  die Koordination  
des Zutritts  kurzfristig zusammen mit der  Störungsbearbeitung  durch  das  Netzmanage­
mentcenter  von Vodafone. Für  planbare  Arbeiten richtet die  Antragsgegnerin eine entspre­
chende Anfrage  direkt an den  jeweils zuständigen  Mitarbeiter der Antragstellerin. Hierbei  
sind entsprechende Vorlauf- und Be arbeitungsfristen zu beachten. 

- Um  Zutritt  für eine  planbare Arbeit an einem Arbeitstag  (Mo-Sa,  ausgenommen  Feiertage)  
im Zeitraum 6­
vor dem  gewünschten Termin bis  12 Uhr  bei  der A ntragstellerin  eingehen. Beispielsweise  
muss für einen gewünschten Zutritt  am Donnerstag, 8 Uhr die Anfrage  bis 12  Uhr des vo­
rangehenden Montags eingehen. Bei Übermittlung  eines Zutrittsantrages an einem Ar­
beitstag  nach 12  Uhr  oder  an einem  Nicht-Arbeitstag wird die  Anfrage  dem nächstfolgen­

sich der  vorbeschriebene Prozess um  jeweils einen Arbeitstag. 
- Nach  Prüfung des Zutrittsantrages  durch die  Antragstellerin übermittelt  die Antragstellerin  

innerhalb eines  Arbeitstags nach Ein gang des Zutrittsantrages eine Terminbestätigung  an  
die Antragsgegnerin. An de m vereinbarten Tag gewährt  die Antragstellerin der  Antrags­
gegnerin Zutritt zu de 

In Einzelfällen  seien der Antragsgegnerin  auch Schließmittel ausgehändigt worden, so dass sie  
direkt in die Räume  gelangen könne, ohne  dass das vorstehende Verfahren eingehalten  werden  
müsse. 
Die Antragsgegnerin  führt  mit  Stellungnahmen vom  09.03.2017 und 23.03.2017 aus,  die Antrag­
stellerin  erbringe  keine  Kollokationsleistungen, sondern stelle nur den  Raum  für die  Aufstellung 
der  Abschlusselemente  eines Übertragungswegs zur Verfügung.  Es  finde ebenso wenig eine  
Kollokation statt wie die  Antragsgegnerin  sich  nicht mit  anderen Kunden von  Festverbindungen  
kollokiere. Die  technische Ausgestaltung der Abschlusseinrichtung  werde im  Anhang  A der Zu
sammenschaltungsvereinbarung näher  beschrieben;  die  Aufstellvariante und die notwendige  
Größe der  Gestelle bestimme  die Antragstellerin in  Abhängigkeit  der Anzahl der  von ihr bestell­
ten ICAs. Die  Gestelle  würden von der  Antragstellerin  auch  zur Installation eigener  Technik be­
nutzt.  Die Errichtung  der technischen Einrichtungen in den Räumen der Antragstellerin erfolge  
ausschließlich aufgrund  des  Umstandes, dass die Antragstellerin bei der Antragsgegnerin ICAs  
customer-sited  bestellt habe und sie daher verpflichtet sei, die Abschlusseinrichtungen unter­

zubringen.  Es handele sich nicht um  eine von  der Antragsgegnerin nachgefragte Kollokation;  die  
Nutzung  der  Fläche bei der  Antragstellerin sei keine  Kollokation.  

­
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Schließlich stehe e iner rückwirkenden  Anordnung der  Beschluss  vom 23.11.2009, BK3b-09-047,  
entgegen, in  dem die Bundesnetzagentur  festgestellt habe,  dass  die Antragsgegnerin keine wei­
teren Infrastrukturleistungen, insbesondere Kollokationsleistungen,  nutze.  
Zu  der  beantragten  Verzinsungsregelung  führt die Antragsgegnerin ergänzend aus, dass  die 
Verzinsung  nicht davon abhängig  gemacht  werden dürfe, ob  die Antragsgegnerin entsprechen­
de Rückerstattungsansprüche  der Antragstellerin in gleicher  Weise verzinse. Seit dem Jahr  
2002  bestehe zwischen  der Antragstellerin und der  Antragsgegnerin eine Ver einbarung, welche  
für  die Zusammenschaltung des  Mobilfunknetzes der Antragstellerin mit dem Festnetz  der  An­
tragsgegnerin in der  Variante customer-sited  eine  [BuGG] von Ansprüchen  der Antragstellerin  
vorsehe (Ziffer 3 der Zusatzvereinbarung  vom 26.03.2002/08.04.2002  zur Zusammenschal­
tungsvereinbarung  vom 26.03.2002/08.04.2002 (Anlage  1)).  Bei den  hier  in Rede  stehenden  
ICAs  entstehe also für die Antragsgegnerin  [BuGG]. Dies wäre b ei den der Antragstellerin zu  
vergütenden Intra-Building-Abschnitten  anders. Daher entspreche es  der  Billigkeit, insoweit 
[BuGG]  anzuordnen. ICAs  Physical Colocation  spielten bei der Zusammenschaltung des Fest­
netzes der  Antragsgegnerin mit dem  Mobilfunknetz der Antragstellerin zunächst keine Rolle.  
Daher  sei mit Vertragsänderung vom 05.07.2016/13.07.2016 [BuGG] vereinbart  worden.  Würde  
die von der Ant ragstellerin begehrte  eingeschränkte  Verzinsungsregelung  angeordnet werden,  
wären auch [BuGG]. 
Darüber  hinaus entspreche die  von der Antragstellerin mit Schreiben vom 09.03.2017 vorgestell­
te Zutrittsregelung nicht den Anforderungen der  gegenüber  der  Antragstellerin  ergangenen Re­
gulierungsverfügung  zu Kollokationsflä­
chen .  Dies sei  nur  erfüllt,  wenn d ie Antragsgegnerin ohne Voranmeldung Zugang 
zu den technischen Einrichtungen in  den  Gebäuden der  Antragstellerin habe. Die  Antragsgegne­
rin gestatte  für die  spiegelbildlichen Leistungen umstandslosen  Zugang,  was sich aus Anhang  E  

nschaltungsvereinbarung ergebe. Nach  diesen  Regelungen  bestehe 
jederzeit Zutritt zu  dem Kollokationsraum  bei der Antragsgegnerin  (Ziff. 2.3). Es sei allein sicher­
zustellen, dass der Zugang zum Kollokationsraum  nur durch  autorisiertes Personal und  im be­
trieblich notwendigen Umfang erfolge (Ziff. 2.5). Die Antragsgegnerin  behalte sich Legitimations­
kontrollen vor  (Ziff. 2.6), und es würden maximal  drei Schlüssel oder Codekarten ausgehändigt  
(Ziff. 3.2). Ausschließlich  im Fall der  Benutzung des Kollokationsraumes  für andere als der Zu­
sammenschaltung dienende  Zwecke  bedürfe  es der vorherigen  Zustimmung  der  Antragsgegne­
rin (Ziff. 3.1.1). Nur eine solche uneingeschränkte Zutrittsmöglichkeit werde dem Erfor dernis  

erecht. 
Im Übrigen sei  die A nnahme  der  Antragstellerin, die der Antragsgegnerin zu gewiesenen  Stellflä­
chen würden ausschließlich durch Racks bzw. Gestelle  der Antragsgegnerin genutzt und es  
käme zu  keiner Mitnutzung der  Flächen durch die Antragstellerin oder Dr itte,  unzutreffend. Eine  
solche exklusive  Nutzung sei der Antragsgegnerin nicht bekannt.  
Mit Stellungnahme v om 11.05.2017 trägt die An tragsgegnerin ergänzend vor,  eine  stichproben­
artige Vor-Ort-Recherche  habe ergeben,  dass  die Antragstellerin d er  Antragsgegnerin  nicht 
durchgängig einen Raum zur exklusiven Nutzung überlasse und dass ein  jederzeitiges Zutritts­
recht an keinem der betrachteten Standorte bestehe. Der Zutritt sei soweit er  überhaupt mög­
lich gewesen sei  in Begleitung  und nach  vorheriger  Anmeldung  erfolgt. Die s belege,  dass die  
Antragstellerin  keine Kollokationsleistungen anbiete. 
Die Verfahrensfrist  ist gemäß § 25 Abs. 1 S. 2 TKG mit Schreiben vom  31.03.2017  mit besonde­
rer Begründung  von zehn  Wochen auf vier Monate  verlängert worden. 
Mit  Schreiben vom  10.05.2017 ist dem Bundeskartellamt Gelegenheit zur Stellungnahme  zum 
Beschlussentwurf gegeben worden. Das  Bundeskartellamt  hat mit Schreiben vom  15.05.2017  
mitgeteilt, von einer Stellungnahme  abzusehen.  
Wegen  der weiteren  Einzelheiten wird  auf die Verfahrensakten  Bezug genommen. 
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Gründe 

Die von der Antragstellerin beantragten  Regelungen  sind in dem  aus dem  Tenor ersichtlichen  
Umfang  anzuordnen. Soweit  die Antragstellerin darüber  hinausgehende Feststellungen und An­
ordnungen  begehrt, sind die Anträge abzulehnen. Grundlage dieser  Entscheidung sind § 25  
Abs. 1, 5  und 6 TKG.  

1. Zuständigkeit und  Verfahren   
Die Zuständigkeit der Bes chlusskammer ergibt sich aus §  116 TKG Abs.  1 i.V.m.  § 132 Abs. 1  
S. 1 TKG. 

Die Verfahrensvorschriften  sind gewahrt worden. Insbesondere ergeht  die  Entscheidung nach 
Anhörung der  Beteiligten  (§ 135  Abs. 1  TKG) und a ufgrund  mündlicher Verhandlung  (§ 135  Abs. 
3 S. 1  TKG).  

Da  es sich vorliegend  um  eine Entscheidung nach Teil 2  Abschnitt  2 des Gesetzes handelt, war  
gemäß § 123 Abs. 1 S.  2 TKG auch dem  Bundeskartellamt rechtzeitig vor Abschluss des Ver­
fahrens Gelegenheit  zur  Stellungnahme zu geben.  Diesem  Erfordernis wurde durch  die Über­
sendung der wesentlichen Verfahrensunterlagen  und  die Übermittlung  des Entscheidungsent­
wurfs genügt. 

Die Verfahrensfrist ist  gemäß § 25 Abs.  1  S.  2 TKG mit  besonderer  Begründung  von zehn  Wo­
chen auf vier Monate verlängert worden. 

2.  Anordnung nach §  25  TKG 
Gemäß § 25 Abs.  1 S. 1 TKG ordnet  die B undesnetzagentur nach  Anhörung der  Beteiligten den  
Zugang  an,  wenn  eine Z ugangsvereinbarung nach  § 22 TKG ganz oder teilweise nicht  zustande  
kommt und die  nach  dem  TKG  erforderlichen Voraussetzungen für  eine Verpflichtung  zur Zu­
gangsgewährung vorliegen. 

2.1. Anordnungsvoraussetzungen  
Die tatbestandlichen Voraussetzungen  für den Erlass einer  Zugangsanordnung gemäß § 25  
TKG sind vorliegend erfüllt. 

2.1.1 Netzbetreiber 
Beide Parteien betreiben ein öffentliches  Telefonnetz im Sinne des § 3  Nr.  16 TKG und somit 
auch ein öffentliches Telekommunikationsnetz i.  S.  v. §  3 Nr. 27  TKG. 



 Öffentliche Fassung 

16
 

2.1.2 Verpflichtung zur Zugangsgewährung 
Die Bundesnetzagentur hat der An tragstellerin mit Regulierungsverfügung vom 30.08.2006  
(BK4c-06-002/R) gemäß § 21 TKG verschiedene Verpflichtungen im Hinblick  auf Zusammen­
schaltungen  mit  ihrem Mobilfunk-Telefonnetz  auferlegt und die Entgelte für  die Gewährung des 
Zugangs und der  Kollokation in das  Mobilfunknetz der  Antragstellerin der  Entgeltgenehmigungs­
pflicht gemäß § 31  TKG  unterworfen. Die Antragstellerin  ist derart verpflichtet, Betreibern  von  
öffentlichen Telefonnetzen die Zusammenschaltung  mit ihrem öffentlichen  Telefonnetz  am  Ver­
mittlungsstellenstandort der Antragstellerin  zu ermöglichen, über  die Zusammenschaltung Ver­
bindungen in  ihr Netz zu  terminieren sowie Kollokation zu  gewähren und in deren Rahmen 
Nachfragern  bzw. deren Beauftragten jederzeit Zutritt zu  diesen Kollokationen zu  gewähren. 
Dies wurde mit  Regulierungsverfügungen vom 05.12.2008 (BK3b-08/017), vom  19.07.2013  
(BK3b-12/004) und vom 3 0.08.2016  (BK3b-15/061)  beibehalten.   

2.1.3 Scheitern  der Verhandlungen 
Die Verhandlungen zwischen  den  Parteien  über  den Abschluss  einer Zugangsvereinbarung  
nach § 22  TKG sind  gescheitert. 

Gemäß § 25 Abs.  3 S .  1 Nr. 2 und  3 TKG  muss  die Ant ragstellerin  darlegen, wann  der Zugang 
und  welche konkreten Leistungen dabei nachgefragt  worden  sind  und dass ernsthafte  Verhand­
lungen stattgefunden haben oder dass Verhandlungen vom Anrufungsgegner verweigert  worden  
sind. Die Anrufung  der Beschlusskammer auf Anordnung des Zugangs setzt demnach voraus,  
dass  zwischen  den  Verfahrensbeteiligten Vertragsverhandlungen  aufgrund  der fehlenden Eini­
gung über die vertraglichen  Bedingungen des Netzzugangs gescheitert sind. 

Dies ist vorliegend der Fall;  die Antragstellerin h at die fraglichen  Leistungen  wiederholt und  hin­
reichend  konkret von der Antragsgegnerin verlangt.  

 vgl. dazu die Ausführungen in  dem  Beschluss  BK3b-09/047  vom 23.11.2009. 

Da die Antragsgegnerin  auch  seit der Aufhebung der  Anordnung BK3b-09/047 durch das Bun­
desverwaltungsgericht  weiterhin Zahlungen ve rweigert,  sind die Voraussetzungen von  § 2 5 Abs.  
3 S.  1 Nr. 2 und 3   TKG  unverändert erfüllt. Es besteht  keine  Aussicht auf eine Verhandlungslö­
sung. Dies gilt auch im Hinblick  auf Kollokationsleistungen. Die Antragstellerin hat  der Antrags­
gegnerin mit Schreiben  vom  17.03.2008  und 09.07.2008  ein Leistungsangebot  betreffend die  
Nutzung der  IBA, ZZK sowie  von  Infrastruktur bzw.  Infrastrukturleistung übersandt.  Gegenstand  
dieses Angebots war unter anderem  die A nlage 1  zur Er gänzungsvereinbarung (Stand 
13.03.2008), die nun auch  als Anlage 1 zur Ergänzungsvereinbarung  dem hier zu Grunde  lie­
genden Antrag  beigefügt war. Die Antragsgegnerin  lehnte  dieses Angebot mit  Schreiben vom 
11.04.2008 und 27.08.2008 ab. Die Ve rweigerung  der  Antragsgegnerin  besteht auch  insofern  
unverändert  fort, so dass die Verhandlungen  auch in Bezug auf Kollokationsleistungen  als ge­
scheitert anzusehen sind. 

Weitere Verhandlungen  und insbesondere ein  nochmaliges Übersenden des Angebotes und der  
Anlage 1 zur Ergänzungsvereinbarung  nach der  Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
waren nicht  erforderlich.  Angesichts der Mitteilung der A ntragsgegnerin  vom 06.10.2016, sie  
werde keine weiteren Zahlungen leisten, war unzweifelhaft, dass die  Verhandlungen  gescheitert 
sind  bzw. weitere Verhandlungen  von der Antragsgegnerin verweigert werden. 

2.1.4 Keine entgegenstehende vertragliche Vereinbarung  
Gemäß § 25  Abs. 2 TKG ist ein  Zugangsanordnungsantrag  nur zulässig,  soweit und solange die 
Beteiligten keine  Zugangsvereinbarung  treffen.  Diese Voraussetzung ist erfüllt,  weil  der beste­
hende Zusammenschaltungsvertrag  zwischen  Antragstellerin und Antragsgegnerin  keine  Rege­
lung über die B ereitstellung  und Überlassung  und über die E  ntgeltlichkeit der verfahrensgegen­
ständlichen Leistungen  enthält.  
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So  gilt für die ursprüngliche Fassung der Zusammenschaltungsvereinbarung,  was  der  Bundes­
gerichtshof in  einem Urteil  zu  einem  parallel gelagerten Fall  ausgeführt hat. Danach enthielte  der 
dort streitgegenständliche  Zusammenschaltungsvertrag aus dem Jahre 2003 keine diesbezügli­
chen Vereinbarungen, weil  die Zusammenschaltung  zu diesem Ze itpunkt alleine  im  Interesse  
der Antragstellerin erfolgt sei. Eine ergänzende  Vertragsauslegung  finde ihre  Grenze im Willen 
der Parteien zum Zeitpunkt  des Vertragsschlusses und dem durch  ihn bestimmten  Vertragsge­
genstand.  Weil  der Wille  der Vertragsparteien und der  Vertragsgegenstand zu  diesem  Zeitpunkt 
entsprechend begrenzt gewesen seien,  könne  letzterer nicht auf die  Erfassung  der  Infrastruktur­
leistungen der An tragstellerin erweitert werden. Diese  Verschiebung  der Interessenlage se i erst  
mit  dem Erlass  der Regulierungsverfügung der  Antragstellerin als Unternehmen  mit  beträchtli­
cher Marktmacht  erfolgt.  Der Vertrag  enthalte  nach Feststellung des  Bundesgerichtshofs  gar  
keine Abrede über die  Entgeltlichkeit oder Unentgeltlichkeit der  Infrastrukturleistungen des Zu­
sammenschaltungspartners.  Aus  diesem  Grunde ging  der  Bundesgerichtshof bei seiner Ent­
scheidung davon aus, dass sich die Antragsgegnerin der Pflicht  zur Zahlung der Entgelte nicht  
werde entziehen können, weil  eben keinerlei Abrede über die unentgeltliche Erbringung der  
Leistungen als Haupt- oder Nebenleistungspflicht bestehe.  

vgl. BGH, Urteil vom  26.06.2014, Az. III ZR 299/13, Rz. 13  ff. 

Da die Ausführungen des Bundesgerichtshofs insoweit  auf  den vorliegenden Fall übertragbar 
sind, scheidet auch hier  eine ergänzende  Vertragsauslegung a us.  

An  dem dargelegten  Verständnis ändert sich  auch nichts durch die  zwischenzeitlich erfolgte  Er­
gänzung des Vertrags. Entgegen der  Auffassung  der Antragsgegnerin ist im bestehenden  Zu­
sammenschaltungsvertrag  keine Abrede  enthalten, nach der  Intra-Building-Abschnitte, ZZK und 
Kollokationsleistungen unentgeltliche Nebenleistungspflichten der Antragstellerin  darstellen.  Für 
dieses Verständnis spricht unter  anderem, dass die Parteien in  Anlage  G Ziffer 19 ausdrücklich 
klar  gestellt haben, dass eine  Einigung  über  die die Berücksichtigung der K osten  für den Intra-
Building­ s-

u­
mentation der A ntragsgegnerin   insbesondere hinsichtlich einer  Differenzierung  zwischen 
Hauptteil  des  Vertrages  und Anhängen sowie  bezüglich einer  Differenzierung zwischen  Haupt- 
und Nebenpflichten etc.  überzeugt nicht, denn die Vereinbarung ist  in ihrer  Gesamtheit zu  be­
trachten und lässt j edenfalls erkennen, dass die  Parteien die  Entgeltlichkeit der Leistungen der  
Antragstellerin  zwar nicht einvernehmlich  regeln konnten,  jedoch als  offenen und  klärungsbe­
dürftigen Aspekt  ansehen. 

Auch aus der En tscheidung  des Bundesverwaltungsgerichts vom 17.08.2016,  6 C 24.15,  ergibt  
sich nichts  Gegenteiliges. Das Bundesverwaltungsgericht  hat  ausgeführt,  dass die in § 37  Abs. 2  
TKG angeordnete privatrechtsgestaltende Wirkung einer Entgeltgenehmigung  lediglich die zwi­
schen den Zusammenschaltungspartnern  vereinbarte Höhe  der Entgelte modifiziert. Sie  be­
gründet aber nicht die Entgeltlichkeit einer Leistung,  sondern setzt  eine entsprechende  Entgelt­
abrede  oder  eine Anordnung der  Bundesnetzagentur  gemäß § 25 TKG  voraus.  Im Hinblick auf 
die bestehende vertragliche  Vereinbarung  führt das Bundesverwaltungsgericht  aus, d as Verwal­
tungsgericht habe  die Zusammenschaltungsvereinbarung ersichtlich dahingehend ausgelegt,  
dass sie  eine Entgeltzahlungspflicht der Klägerin  für die Leistungen  der Beklagten weder positiv  
noch negativ regelt, also  insofern eine Regelunglücke  vorliegt.  

 vgl.  BVerwG, Urteil vom  17.08.2016, 6 C 24.15,  Rz. 31.  

Ungeachtet der Frage,  wie weit die Bindungswirkung dieser Entscheidung im  Einzelnen reicht, 
liegt den Ausführungen des Bundesverwaltungsgerichts jedenfalls die Einschätzung  zu  Grunde,  
dass keine Verständigung  der  Parteien hinsichtlich  einer unentgeltlichen Leistungserbringung 
besteht. Eine  entgegenstehende vertragliche Vereinbarung  i.S.v. §  25 Abs. 2 TKG  besteht daher  
nicht.  

Eine  solche ergibt sich  auch nicht aus der  Anordnung der  Bundesnetzagentur vom 23.11.2009, 
BK3b-09/047, denn deren Ziffern 1  und  2  sind durch Urteil des Bundesverwaltungsgerichts  vom  
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17.08.2016,  6 C 24.15,  aufgehoben  worden. Daher besteht  auch insofern keine entgegenste­
hende Vereinbarung, weil somit die  mit Ziffer  1.  des Beschlusses BK3b-09/047  angeordnete 
Ergänzungsvereinbarung aufgehoben wurde. Soweit der Antrag vom 23.11.2009 im Übrigen 
abgelehnt worden ist,  steht  das der vorliegenden Entscheidung nicht entgegen. Die Bestands­
kraft  gemäß  §  43 Abs. 2 VwVfG der Ablehnung erschöpft  sich in  der Ablehnung der alten Anträ­
ge. Vorliegend wird auf Grundlage eines neuen A ntrages entschieden. 

2.2 Anordnung der  Ergänzungsvereinbarung 
Liegen die tatbestandlichen Voraussetzungen des §  25  TKG vor, so ordnet  die  Beschluss­
kammer  den Zugang an.  

Die Beschlusskammer  kann dabei  zwischen mehreren rechtlich zulässigen Handlungsmöglich­
keiten wählen. Ihr steht zwar kein Entschließungsermessen, wohl aber ein Auswahlermessen 
dahingehend zu, welche von mehreren  Maßnahmen ergriffen  wird, 

 vgl. BVerwG, Beschluss 6 C 24.15  vom 17.08.2016, Rz. 33.  

Gegenstand einer Anordnung  können na ch  §  25 Abs. 5 S.  1  TKG  alle Bedingungen  einer Zu­
gangsvereinbarung sowie die  Entgelte  sein. Die Beschlusskammer ist  berechtigt, Regelungen 
zu  allen Vertragsbedingungen,  bezüglich derer  es nicht zu einer  vertraglichen Einigung  gekom­
men  ist,  zu  treffen. Zu den anordnungsfähigen Bedingungen einer  Zugangsvereinbarung zählen  
sowohl technisch-betriebliche  Bedingungen, die  üblicherweise in einer Vereinbarung über  einen  
Netzzugang  enthalten  sind, als auch Vertragsbestandteile, die im  Rahmen der a llgemeinen zivil­
rechtlichen Gesetze üblich sind. 

so auch Scherer, in:  Arndt/Fetzer/Scherer/Graulich,  TKG, 2.  Aufl.,  2015,  § 25  Rz.19. 

Ermessensleitend  sind dabei die Kriterien  der Chancengleichheit, Billigkeit und Rechtzeitigkeit,  
§ 25 Abs. 5 S.  2 TKG.  Hinsichtlich  der f estzulegenden Entgelte  gelten  gemäß § 25  Abs. 5  S. 3  
TKG  die §§ 27 bis 38  TKG.  

2.2.1 Anordnung  der Leistungsbereitstellung  
Die Ergänzungsvereinbarung zur Zusammenschaltungsvereinbarung war  mit  den tenorierten  
Abänderungen anzuordnen,  weil  die Antragstellerin  der Antragsgegnerin  diese Leistungen  tat­
sächlich erbringt  und die Anordnung erforderlich ist, um  die  dafür  genehmigten  Entgelte  verein­
nahmen zu  können. 

2.2.1.1 Intra-Building-Abschnitte  und  ZZK  
Die für d ie  Erbringung der T erminierungsleistung Vodafone-B.1 bereitgestellten Intra-Building-
Abschnitte und ZZK sind Leistungen  der  Antragstellerin im  Rahmen der  Zusammenschaltung 
am  Standort ihrer Vermittlungsstelle, deren Erbringung ihr nach  §  21  TKG auferlegt  worden  ist.  
Sie werden  von der  Antragstellerin bereitgestellt, um von  der  Antragsgegnerin  zugeführte  Ver­
bindungen im eigenen Netz  zu terminieren, was  der Antragsgegnerin  ermöglicht, diese Verbin­
dung  gegenüber ihrem Endkunden als Leistung zu  erbringen u nd abzurechnen.  Der Bewertung 
von Intra-Building-Abschnitten und ZZK als  Leistung  der  Antragstellerin steht nicht  entgegen,  
dass die Antragsgegnerin diese nicht bestellt  hat,  

 vgl. Beschluss  BK3g-14/111 vom  20.03.2015, S.  16 f.  
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2.2.1.2 Kollokation  
Die Ergänzungsvereinbarung war auch hinsichtlich der Ber eitstellung  und  Überlassung  von  Kol­
lokationsbereichen anzuordnen, weil  die Antragsgegnerin  bei der Nachfrage nach den Terminie­
rungsleistungen der Antragstellerin auch von dieser bereitgestellte Flächen in Anspruch nimmt. 

Der Antragstellerin ist in ihrer  Regulierungsverfügung auferlegt worden, die  Zusammenschaltung  
mit ihrem öffentlichen Mobilfunk-Telefonnetz am Vermittlungsstellenstandort der Betroffenen zu  
ermöglichen (1.1.), über die Zusammenschaltung Verbindungen in  ihr Ne tz  zu  terminieren (1.2.) 
und zum Zwecke des Zugangs  gemäß Ziffern  1.1. und 1.2.  Kollokation sowie im Rahmen  des­
sen Nachfragern bzw.  deren Beauftragten  jederzeit  Zutritt zu diesen Einrichtungen zu gewähren  
(1.3.),  

vgl. erstmalig  Beschluss BK4c-06/002/R  vom 30.08.2006, letztmalig Beschluss 
30.08.2016 (BK3b-15/061).  

Unter Kollokation ist die Unterbringung der  für die Nutzung der Zugangsleistung erforderlichen 
Einrich o 
hilfsweise die Möglichkeit der Nutzung der Zugangsleistung unter gle ichwertigen wirtschaftli­

i  verstehen, 

vgl.  BVerwG,  Urteil 6 C 22.08 vom  27.01.2010, Rz 13.  

Daraus  folgt, dass die Kollokationsverpflichtung immer in  Bezug auf  die  in  Anspruch genomme­
ne Leistung  zu betrachten i st,  in di esem  Falle die Terminierungsleistung  der Antragstellerin. Die  
Inanspruchnahme von Kollokation  bei der An tragstellerin  folgt also nicht aus der  regulatorischen  
Verpflichtung der Antragsgegnerin, sich  für die Erbringung  ihrer eigenen  Terminierungsleistung 

sammenzuschalten, son­
dern aus der  Tatsache,  dass sie solche  ICAs  beidseitig  auch  für den Bezug  der  Terminierungs­
leistung der Antragsgegnerin  nutzt, 

 vgl. Beschluss  BK3g-14/111 vom 20. 03.2015, S.  17. 

Auf  die Frage, o b  die Antragsgegnerin ein  jederzeitiges  Zutrittsrecht hat, kommt es für die Wer­
tung  der Fläche nicht an.  Sie kann auch  ohne  ein festgeschriebenes  Betretungsrecht die Räum­
lichkeit  nutzen, um die Zusammenschaltung mit weitgehend ei gener  Infrastruktur, also entbün­
delt, nutzen zu können, 

 vgl. Beschluss  BK3g-14/111 vom  20.03.2015, S.  18.  

Der  Einwand der  Antragsgegnerin,  dass die Errichtung der  technischen  Einrichtungen in den  
Räumen der Antragstellerin ausschließlich  Folge der Bestellung der Antragstellerin sei, und sie 
deshalb verpflichtet sei,  die Abschlusseinrichtungen bei  der  Antragstellerin  unterzubringen, trägt 
nicht. Einerseits ist die Antragstellerin  nicht zum  Angebot einer  kundenseitigen  Zusammenschal­
tung  verpflichtet, sondern nu r an ihrem Ve rmittlungsstellenstandort.  Und andererseits  hat die  
Antragsgegnerin bei der  Antragstellerin keine  andere  Zusammenschaltung für die Terminierung  
ins Netz der Antragstellerin nachgefragt. 

Auch d er Vortrag, dass  die  Antragstellerin die Gestelle auch  zur Installation eigener Technik  
nutze, was sich aus Ziffer 3.2 des Anhangs A der  Zusammenschaltungsvereinbarung  ergebe, 
trägt nicht.  Die Klausel sieht  eine solche gemeinsame Nutzung  nicht vor.  Im Üb rigen haben die  
Ermittlungen  aber auch  zweifelsfrei  ergeben, dass die Antragstellerin der Antragsgegnerin  tat­
sächlich Fläche in ihren Vermittlungsstellenstandorten  zur  exklusiven  Nutzung  überlässt. Dies  
ergibt sich aus  den von der Antragstellerin vorgelegten Fotos von Kollokationen der  Antrags­
gegnerin sowie der  Erörterung in  der  mündlichen Verhandlung  am  02.03.2017. Selbst wenn die 
Antragstellerin in einzelnen Fällen Gestelle zusätzlich  auch zur Installation von Technik der A n­
tragstellerin  nutzen  würde,  würde jedenfalls  in  den belegten  Fällen eine exklusive Nutzung durch  
die  Antragsgegnerin vorliegen.  

Mit  der  vorliegenden A nordnung wird der  Antragstellerin rückwirkend eine (kostenpflichtige) Kol­
lokationsverpflichtung auferlegt, mit  der eine entsprechende  Nachfragepflicht der Antragsgegne-
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rin korrespondiert. Inwieweit die Parteien diesen Verpflichtungen bislang  in  allen Einzelheiten  
nachgekommen sind  etwa im Hinblick auf die Gewährung der  Zutrittsrechte oder auf Mitnut­
zungen  ist  hier nicht weiter  relevant.  

Insofern  als die  Antragsgegnerin mit Stellungnahme vom 11.05.2017 ergänzend vo rträgt, dass  
eine stichprobenartige V or-Ort-Prüfung ergeben habe, dass die  Antragstellerin d er Antragsgeg­
nerin nicht durchgängig  einen Raum zur ex klusiven Nutzung  überlasse, ist anzumerken,  dass es  
darauf  für die vorliegende Anordnung  nicht weiter an kommt.  Eine Entgeltzahlungspflicht besteht  
jedenfalls dann, wenn eine  exklusive Nutzung erfolgt. Sollte es tatsächlich in Einzelfällen  an ei­
ner exklusiven Nutzung  fehlen, ist insofern  keine  entgeltpflichtige Kollokation  gegeben. Die Be­
schlusskammer w eist daraufhin, dass die  erteilten  Genehmigungen nur die Kollokationsgewäh­
rung  auf  einer dem Zugangsnachfrager  überlassenen Fläche, die eine St ellfläche vo n  60 x  60  
cm zum Aufbau von  Technik des Zugangsnachfragers aufweist, in den Räumlichkeiten der An­
tragstellerin umfassen. Da s bedeutet, die Genehmigungen umfassen nicht die Gewährung der 
Kollokation  durch ein Kollokationsfach.  

Entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin  steht insofern  auch nicht die En tscheidung BK3b­
09/047 entgegen. In dieser Entscheidung  ist zwar erkannt worden,  dass die Antragsgegnerin  
keine weiteren Infrastrukturleistungen, insbesondere Kollokationsleistungen, nutze; die insofern  
maßgebliche Feststellung ist jedoch in  Ziffer  1 getroffen worden, die durch Entscheidung  des  
Bundesverwaltungsgerichts,  6  C 24.15, vom 24. 08.2016 aufgehoben worden ist. Ungeachtet  
dessen waren aber  auch die neuen  Erkenntnisse  und die nun vorgelegten  Ausführungen zu den 
tatsächlichen Gegebenheiten zu  berücksichtigen, die zu  einer abweichenden Wertung führen.  

Die beantragte Ergänzungsvereinbarung war da her au ch hinsichtlich der v on  der  Antragstellerin  
erbrachten Kollokationsleistungen anzuordnen. 

2.2.2 Anordnung  der Entgelte  
Für die  verfahrensgegenständlichen Leistungen war die Zahlung der  jeweils genehmigten Ent­
gelte anzuordnen.  Die P flicht zur  Zahlung der  genehmigten En tgelte ist  in  § 3 (§ 2  a.F.)  Nr. 1  der  
Ergänzungsvereinbarung  niedergelegt. Mit der  Bezugnahme auf  die  zum Zeitpunkt der Leis­
tungsbereitstellung g eltenden  Entgeltbedingungen  sind die maßgeblichen  Entgelte  hinreichend 
eindeutig bestimmt.  

2.2.3 Ausgestaltung der  Ergänzungsanordnung 
An der  von der Antragstellerin vo rgelegten und zur Anordnung  beantragten Ergänzungsverein­
barung sind verschiedene  Änderungen vorzunehmen. 
In § 1 wird  die Überschrift  auf en geändert, die Rechtschreibfehler in  
Nr. 2 Satz 1 und N r. 3  Satz 2 b erichtigt sowie in  Nr. 3  Satz 2 der letzten Halbsatz gestrichen. Der  
§ 1 Nr. 4 wird dahingehend neu gefasst, dass für die Leistung  der Antragstellerin  die Regelun­
gen der Leistung der A ntragsgegnerin im  Zusammenschaltungsvertrag entsprechend gelten.  Es 
wird ein neuer § 2 eingefügt,  in dem  der Zeitpunkt der  Leistungsbereitstellung geregelt  ist.  Die 
Antragsgegnerin hat diese Änderungen gefordert und  die Antragstellerin  ist mit den  Änderungen  
einverstanden. Das  in § 2 Satz  3 n.F.  in Bezug  genommene Inkrafttreten erfolgt rückwirkend 
zum  16.11.2006 (vgl. dazu die A usführungen unter  Ziffer  2.2.4). 
§ 3 (§  2  a.F.) Nr.  2 Satz 1 wird  dahingehend ergänzt,  dass  die A ntragstellerin  frühestens  mit 
Inkrafttreten der angeordneten Zusatzvereinbarung die Entgelte für  die  geregelten Leistungen in 
Rechnung stellt. Die Antragsgegnerin hat diese Änderung  vorgeschlagen, die  die Antragstellerin  
akzeptiert hat.  
Die Änderung  des Verweises  in  § 3 (§  2 a.F.)  Nr. 2 Satz 2 ist  eine  Folgeänderung, die  sich aus  
der Einfügung  des neuen § 2 ergibt. 
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In § 3 (§  2  a.F.) Nr. 2  wird eine  Regelung  ergänzt,  die die Entgeltzahlungspflicht  mit dem  Wirk­
samwerden der Kündigung  für die ICAs und  ZZK begrenzt.  Die Antragsgegnerin hat  diese Ände­
rung  vorgeschlagen. Die  Antragsgegnerin  hat in  der mündlichen  Verhandlung erklärt,  dass sie 
diejenigen Änderungswünsche der  Antragstellerin akzeptiert, die sie nicht weiter kommentiert.  
Somit haben sich die Parteien auf diese Formulierung geeinigt. 
In § 3 (§ 2 a.F.) Nr.  3 Absatz 1 wird  der  Satz  

nicht ergänzt, weil  
die Regelung auch  ohne diese Ergänzung hinreichend  klar ist.   
In  § 3 (§ 2  a.F.)  Nr.  3  nter  
Hinweis auf  die im Be richtigungsbeschluss vom 05 .02.2010 in dem Verfahren BK3b-09/047 zum  
Ausdruck kommende Spruchpraxis  der  Bundesnetzagentur gefordert.  Da die  Antragstellerin 
dem nicht widersprach, war  die Änderung  auch  in  der  Ergänzungsvereinbarung zu dokumentie­
ren.  
In § 3 (§  2 a.F.) wird  als Nr. 4 eine Verzinsungsregelung  eingefügt.  Die Parteien haben  mit Ver­
tragsänderung  vom 05.07.2016/13.07.2016 der  Zusammenschaltungsvereinbarung mit  Vodafo­

, die dem Schr iftsatz der Antragsgegnerin vom 09.03.2017  als  Anlage  2 beigefügt 
war, eine  [BuGG]. Da  dies  offenbar aus Sicht der Parteien e ine angemessene Verzinsungsrege­
lung  darstellt und eine Vergleichbarkeit mit der von der An tragstellerin zu leistenden Rückerstat­
tung  besteht,  gilt diese Regelung  hier entsprechend.  
In der der  Vertragsänderung vom 05.07.2016/13.07.2016 zu Grunde  liegenden Ko nstellation  
spielten ICAs Phsysical co-location zunächst keine Rolle,  so dass eine  [BuGG] vereinbart wur­
de.  Im Übrigen  bestand  zwischen  den Parteien  aber auch vor  dieser  Vereinbarung  bereits Einig­
keit darüber, dass für denjenigen, der Zahlungen zunächst erhält, kein  positiver Zinseffekt ent­
stehen soll. Dies wird  daran deutlich, dass für  die  bereits für  2016 bestehende Konstellation der  
Rückerstattung  der  Entgelte für ICAs  customer-sited  ein [BuGG] vereinbart wurde. Hier wird  
eine Erstattung ab  2010 relevant, weil die Antragsgegnerin nach dem V ortrag der Parteien  seit  
Erlass der An ordnung vom 23.11.2009 Zahlungen auf  Rechnungen  der Antragstellerin geleistet 
hat. Daher  ist hier die  Verzinsungsregelung  erstmalig  für das Erstattungsjahr 2010  anzuwenden.  
§ 4 (§ 3 a.F.) ist  zu  streichen, da  eine Regelung  zum Inkrafttreten  einer Er gänzungsvereinba­
rung bzw.  eines  Vertrages nicht Gegenstand einer Zugangsanordnung sein  kann.  
Die beantragte Ergänzungsvereinbarung  ist  auch hinsichtlich der von der An tragstellerin er­
brachten Kollokationsleistungen anzuordnen (siehe 2.2.1.2.).  Daher  scheidet  die von d er An­
tragsgegnerin beantragte Streichung  der Anlage  1 zur Ergänzungsvereinbarung  aus.  Die  An­
tragstellerin  hat jedoch den  Bedenken  der  Antragsgegnerin  zugestimmt, so dass  Ziffer 2  Absatz  
1 und Ziffer 2 Ab satz  2 Punkt 3  der Anlage 1 zur Er gänzungsvereinbarung  entsprechend der  
Verständigung der  Parteien zu fassen  ist. Aus demselben Grund ist  Ziffer  4  Absatz 2  der A nlage  
1 zur  Ergänzungsvereinbarung  zu streichen.  
Die Anlage 1 zur  Ergänzungsvereinbarung w ird i n Ziffer  5  um  eine  Zutrittsregelung  ergänzt, um  
sicher  zu stellen,  dass die Antragsgegnerin jederzeit Zutritt zu  der Kollokationsfläche erhält.  Da­
bei  kann die Antragstellerin wählen,  ob  sie  die bisher  offensichtlich praktizierte Zutrittsgewäh­
rung mit den hier vorgegebenen  Maßgaben  beibehält oder der Antragsgegnerin einen direkten 
Zugang durch Überlassung  der erforderlichen Schlüssel  ermöglicht.  Soweit die  Antragstellerin  
der  Antragsgegnerin  den Zutritt lediglich in Begleitung eines eigenen Mitarbeiters  gewähren will,  
muss gleichwohl der je derzeitige Zutritt sichergestellt werden. Dies wäre  durch  die von Antrag­
stellerin vorgelegte Regelung nicht gegeben, weil lediglich im Fall einer Entstörung ein Zugang 
ohne (längeren) Vorlauf  möglich wäre.  Nach Überzeugung der Beschlusskammer  kann der  An­
tragsgegnerin ein Vorlauf  von 15  Minuten zugemutet  werden, weil  bei der  Entstörung  der  Tech­
niker der Antragstellerin die  Kollokation erst  anfahren muss und  dies  in der Regel nicht  in einer  
kürzeren Zeit erfolgen  wird. Weiter  muss  geregelt werden, wie  die Antragsgegnerin  die  Gewäh­
rung des  konkreten Zutritts bei der  Antragstellerin  anfordern  kann.  
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2.2.4 Wirkungsbeginn  der Anordnung  
Die Entgelterstattungsregelung war  rückwirkend zum 16.11.2006,  dem D atum des Erlasses der  
ersten Entgeltgenehmigung,  anzuordnen. Die Genehmigung vertraglich  vereinbarter  Entgelte  
wirkt gem. § 35 Abs.  1 S. 1 TKG zurück  auf den Zeitpunkt  der erstmaligen  Leistungserbringung.  

Zur näheren Begründung  vgl. BK3g-14/111 vom 20.03.2015 sowie BK3e-15/006 vom  
02.07.2015.  

Die Voraussetzungen  für eine  Anordnung  haben während des  von der  rückwirkenden Anord­
nung erfassten Zeitraumes  vorgelegen,  weil die Antragstellerin durch  Regulierungsverfügung zur  
Erbringung der  verfahrensgegenständlichen Leistungen verpflichtet  war und  ihr  entsprechende 
Entgeltgenehmigungen erteilt waren. 

Die rückwirkende Anordnung der Leistungserbringung kann  ihre  Rechtsfolgen auch  noch  entfal­
ten,  weil  sie die Grundlage der  Zahlung  von Entgelten  für die bereits  bereitgestellten und über­
lassenen Infrastrukturen  darstellt, für die grundsätzlich auch  ein Vergütungsanspruch  der An­
tragstellerin besteht,  

 vgl. BGH Urteil Az. III  ZR 299/13 vom 26.06.2014, Rz. 18f.  

Durch die Anordnung  wird  keine rückwirkende  Zusammenschaltungsverpflichtung  auferlegt, die  
wegen Zeitablaufs  unmöglich zu erfüllen wäre,  sondern es  werden  in  der Vergangenheit vorge­
nommene Ha ndlungen rechtlich zu  (entgeltlichen) Leistungen bestimmt.  Die angeordneten  Leis­
tungspflichten sind  also  bereits erfüllt worden. Zudem k ann der regulatorische  Zweck der ent­
geltlichen Leistungserbringung noch erreicht werden, weil er  sicherstellt, dass die nach  dem  
Grundgedanken des § 37  Abs.  2  TKG  von  der Antragstellerin zu  erhebenden  genehmigten  Ent­
gelte  auch tatsächlich von der Antragstellerin vereinnahmt werden.  Wenn § 37 Abs.  2  TKG nach  
der Rechtsprechung  des Bundesgerichtshofs und des Bundesverwaltungsgerichts  eine Verein­
barung  der entgeltlichen Leistungserbringung auch nicht ersetzen kann,  so lässt sich aus §  37  
Abs. 1 und 2   TKG doch das Ziel entnehmen,  dass genehmigte Entgelte  vom regulierten  Unter­
nehmen  einheitlich von  allen Zugangsnachfragern entrichtet werden sollen.  Deshalb wird  das  
regulierte Unternehmen in  § 37 Abs. 1 TKG nicht  nur  verpflichtet,  keine anderen  als  die geneh­
migten En tgelte z u verlangen,  und die  Umsetzung dieser Verpflichtung i hm sel bst überlassen,  
sondern  die genehmigten Entgelte  werden  unmittelbar in die abgeschlossenen Zugangsverein­
barungen  in privatrechtsgestaltender Weise eingeführt. Die  rückwirkende  Anordnung der entgelt­
lichen  Leistungserbringung  ermöglicht  so die Erreichung  des  Zwecks des § 37 Abs.  2 TKG.  
Scheitert die Anwendung der  genehmigten  Entgelte  daran, dass eine Le istungsabrede f ehlt,  
dann  muss diese zumindest  nach §  25 TKG ersetzt werden  können. 

Der rückwirkenden Anordnung stehen auch keine Gründe  des Vertrauensschutzes entgegen.  
Die Antragsgegnerin  konnte  nicht erwarten, d ass die der Antragstellerin genehmigten Entgelte  
ihr g egenüber nicht  zur  Anwendung gebracht  werden, nachdem der Antragstellerin  Entgelte  für 
die verfahrensgegenständlichen  Leistungen  mit  Beschluss vom 1 6.11.2006 (BK3a/b-06-011)  
genehmigt worden waren. Es  entspricht  schon nicht ihrer eigenen  Praxis, Entgelte, für die sie 
eine  Genehmigung erhalten  hat, nicht zu erheben. 

Damit  ist eine  rückwirkende Anordnung  einer ( entgeltlichen) Leistungspflicht  grundsätzlich mög­
lich. Unter de m  Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes  war als Beginn der  Rückwirkung  das 
Datum des  Erlasses der erstmaligen Entgeltgenehmigung f ür  die  betroffenen  Leistungen anzu­
setzen.  Dies ist  bei der  Entscheidung BK3a/b-06-011 der 16.11.2006. Denn erst zu  diesem Zeit­
punkt wurde das Vertrauen der  Antragsgegnerin beseitigt,  für  die von  der  Antragstellerin er­
brachten Leistungen kein Entgelt  entrichten  zu müssen.  Weiter wird  der mit der  Rückwirkung  zu 
erreichende regulatorische  Zweck durch § 37  Abs. 2 TKG bestimmt.  Die Genehmigung vertrag­
lich vereinbarter Entgelte  wirkt gem. § 35 Abs. 1  S.1 TKG  zurück  auf  den Zeitpunkt der  erstmali­
gen Leistungserbringung.   
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Weil  keine  entgeltliche Leistungsvereinbarung  vorlag,  auf die die En tgeltgenehmigungen nach §  
37 Abs. 2 TKG  hätten einwirken können,  ist die  vertragliche Grundlage für die von § 37 Abs.  2  
TKG statuierte  Pflicht,  nur genehmigte Entgelte zu erheben, auch erst mit dem  Erlass der  jeweils 
maßgeblichen  Entgeltgenehmigungen zu schaffen.  

vgl.  BK3g-14/111 vom 20.03.2015, S.  23, und  vgl. BK3e-15/006 vom 02.07.2015, S.  13  
ff.  

3. Widerrufsvorbehalt  
Die Aufnahme der  Widerrufsvorbehalte in Zi ffer  2. des Tenors  gemäß §  36 VwVfG ist erforder­
lich. Für den Fall, dass die Parteien eine Ve reinbarung  über die Regelung  der Entgelterstattung  
schließen, ist  wegen des Vorrangs des  Vertragsschlusses vor  der  Anordnung, der  in  den §§ 16, 
25  Abs.  2  TKG zum Ausdruck kommt, die dieser E ntscheidung zugrunde liegende Anordnung  zu  
widerrufen. Gleiches  gilt  für den Fall, dass die Parteien eine Vereinbarung  abschließen sollten,  
die der Antragsgegnerin  Einfluss auf den Umfang der  Bereitstellung  der verfahrensgegenständ­
lichen Leistungen  gibt, weil deren  Fehlen ein wesentlicher  Grund für  die A nordnung der  Entgel­
terstattungsregelung war.  

Rechtsbehelfsbelehrung  

Gegen diesen Beschluss kann  innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage bei dem V erwal­
tungsgericht  Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln,  erhoben  werden.  Ein Vorverfahren  findet  nicht 
statt (§  137  Abs. 2 TKG). 

Die Klage ist schriftlich, zur Niederschrift  des Urkundsbeamten der  Geschäftsstelle oder  in  elekt­
ronischer Form n ach  Maßgabe der  Verordnung  über d en elektronischen R echtsverkehr bei den  
Verwaltungsgerichten und  Finanzgerichten im  Lande Nordrhein-Westfalen (ERVVO  VG/FG 
vom 7.11.2012,  GV.  NRW.  S.  548) zu  erheben.  Die Klage muss den Kläger, den Be klagten und  
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie  soll  einen  bestimmten  Antrag  enthalten.  
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben  werden. 

Der Klage  nebst  Anlagen sollen  so  viele Abschriften beigefügt werden, dass alle  Beteiligten eine  
Ausfertigung erhalten können. Im Fall der elektronischen Einreichung nach Maßgabe der  
ERVVO VG/FG bedarf es  keiner Abschriften. 

Eine Klage ha t keine aufschiebende  Wirkung (§  137 Abs. 1  TKG). 

Bonn, den 18.05.2017 

Vorsitzender

Wilmsmann

 Beisitzer

Dr. Geers

 Beisitzer

Wieners
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